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Landtagswahl 2022 in Schleswig-Holstein
Die Demokratie ruft Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner 
zur Landtagswahl 2022 auf

In einer Zeit, in der vieles un-
gewiss ist und große Ängste 
herrschen, ist eines sicher: 
In Deutschland herrscht 
noch die Demokratie. Aber 
was ist das eigentlich? So 
 bezeichnet man eine Herr-
schaftsform, in der die Regie-
rung vom Volk durch eine 
freie Wahl gewählt wird. Eine 
solche Wahl steht in Schles-
wig-Holstein nun bevor und 
die Bürgerinnen und Bürger 
sollten das Recht nutzen, für 
das Menschen in anderen 
Ländern täglich kämpfen.
Am 8. Mai 2022 wählen 
Schles wig-Holsteins Einwoh-
nerinnen und Einwohner ei-
nen neuen Landtag und somit 
auch (mittelbar) eine neue 
Landesregierung und einen 
neuen Ministerpräsidenten/
eine neue Ministerpräsiden-
tin. Neben der Bundestags-
wahl, in der eine Regierung 
für die Bundesrepublik ge-
wählt wird, ist die Land-
tagswahl die wichtigste Wahl 
eines Bundeslandes. Hier ent-
scheidet sich die politische 

Orientierung des Landes für 
die nächsten fünf Jahre.
Neben vielen aktuellen und 
zukunftsweisenden Themen 
nimmt die Mieten- und Woh-
nungspolitik einen wichtigen 
Platz ein. Wir haben uns an 
die im Landtag vertretenen 
Parteien CDU, SPD, Die Grü-
nen, SSW und AfD gewandt 
und sie zu den drängendsten 
miet- und wohnungspoliti-
schen Fragen befragt.
Ein uns ständig begleitendes 
Thema ist der angespannte 
Wohnungsmarkt. Das Zuhau-
se betrifft uns alle, denn es ist 
der Ort, an dem wir der Ent-
faltung unserer Persönlich-
keit freien Lauf lassen kön-
nen. Aber was ist, wenn die 
Mieten kaum noch bezahlbar 
sind, Studierende zu Beginn 
des Studiums keine Wohnung 
finden oder wegen Kündi-
gungen gar die Wohnungs-
losigkeit droht? Lange Zeit 
als  Randproblem abgetan, 
hat das Thema längst die Mit-
te der Gesellschaft erreicht. 
 Betroffen sind mittlerweile 

nicht mehr nur Geringverdie-
nende, auch Normalverdie-
nende können sich die Mie-
ten immer weniger leisten. 
Ein Instrument zur Gewähr-
leistung ausreichend bezahl-
barem Wohnraums ist der 
 soziale Wohnungsbau, der 
sich zusätzlich marktregulie-
rend auf die Höhe aller Mie-
ten auswirkt. Doch geht er 
seit Jahrzenten kontinuier-
lich  zurück. In der Ära Kohl 
 wurde 1988 die Gemeinnüt-
zigkeit der Genossenschafts- 
und Werkswohnungen ab-
geschafft, der Verkauf von 
Sozialwohnungen ermöglicht 
und in großem Stil vollzogen, 
ohne dass bis heute ein Aus-
gleich geschaffen wurde. Die 
Auswirkungen dieser politi-
schen Entscheidungen füh-
ren in Schleswig-Holstein zu 
einem Bestand von nur noch 
45.365 (2021) öffentlich ge-
förderten Wohneinheiten 
(von ehemals 220.000 Woh-
nungen). 
Laut dem Wohnungsmarkt-
profil 2021 der IB.SH fallen 

bis 2030 jährlich 2.700 von 
 ihnen aus den Zweckbindun-
gen, die eine Wohnung zu 
 einer Sozialwohnung macht. 
In den vergangenen fünf 
 Jahren sind jedoch jährlich 
im Durchschnitt nur 984 
Wohnungen dazugekom-
men. Der Abschmelzprozess 
schreitet voran. Die drasti-
schen Folgen zeigen sich 
auch in den steigenden Zah-
len der Wohnungslosen. So 
zeigt sich z.B. in Kiel, dass in 
der Zeit zwischen 2014 und 
2019 die Anzahl der Woh-
nungslosen um 112 Prozent 
gestiegen ist. In Schleswig-
Holstein sollen ca. 10.000 
Menschen betroffen sein.
Wie diese jahrelang anhalten-
de dramatische Entwicklung 
fortan verhindert werden 
kann, ob die Mietpreisbrem-
se und die Kappungsgrenzen-
verordnung wieder einge-
führt werden sollen, ob eine 
Verordnung zur Umwand-
lungsbeschränkung von Miet- 
in Eigentumswohnungen – 
für die der Bund den Ländern 
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mit dem Baulandmobilisie-
rungsgesetz die Möglichkeit 
gegeben hat – erlassen wer-
den soll und ob eine Frist zur 
Einbauverpflichtung von 
Kaltwasserzählern wieder er-
lassen werden soll, haben 
wir die Parteien im Land ge-
fragt. 

Keine Antworten von  
der CDU
Trotz Fristverlängerung hat 
die CDU bis zum Redaktions-
schluss keine Stellungnahme 
abgegeben. Daher haben wir 

uns mit dem (wohnungspoli-
tischen) Wahlprogramm der 
CDU vertraut gemacht und 
leider feststellen müssen, 
dass auf die Frage, welche 
Maßnahmen zu ergreifen sei-
en, um den angespannten 
Wohnungsmarkt zu entspan-
nen, weiter ausschließlich 
die fast schon monoton her-
untergebetete Antwort „bau-
en, bauen, bauen“ kommt. 
Der Aussage, dass es mehr 
Bürger:innen ermöglicht 
werden soll, Eigentum zu er-
werben, verwehren wir uns 

nicht, allerdings muss eben 
auch bedacht werden, dass, 
trotz angestrebter Verbesse-
rung in der Förderpolitik, 
ein Großteil der Bürger:in-
nen in Schleswig-Holstein 
sich Eigentum nicht wird 
leisten können. Unabhängig 
von den Menschen, die ein-
fach gerne Mieter:innen 
sind.
Dass die CDU weder die Miet-
preisbremse noch die Kap-
pungsgrenzenverordnung 
wieder einführen will, ver-
wundert nicht, da diese Inst-

rumente ja gerade auf Ini-
tiative der CDU abgeschafft 
wurden. Ebenfalls nicht 
überraschend ist auch, dass 
die CDU weder eine Um-
wandlungsbeschränkung ge-
mäß § 250 BauGB erlassen 
noch eine Einbauverpflich-
tungsfrist für Kaltwasserzäh-
ler gesetzlich verankern will.
Am Ende ist entscheidend, 
dass Sie die Möglichkeit der 
freien Wahl wahrnehmen, 
denn Ihre Stimme wird nur 
gehört, wenn Sie sie auch ab-
geben!  n

Fragen an die Landtagsparteien

1.  Welche Maßnahmen wollen Sie ergreifen, um den  Bestand 
öffentlich  geförderter Wohnungen  aufzustocken?

SPD
Die SPD sieht bezahlbaren 
Wohnraum als Mangelware 
und bezeichnet Menschen 
mit geringem Einkommen, 
Transferleistungsempfänger 
und Menschen mit Behinde-
rungen als vorrangig Betrof-
fene. Insofern will sie durch 
eine entsprechende Förder-
politik jährlich 3.000 Sozial-
wohnungen schaffen, um ei-
nen Bestand von mindestens 
100.000 öffentlich geförder-
ten Wohneinheiten aufzu-
bauen. Gleichzeitig solle das 

Land bei Städte- und Wohn-
raumförderung z.B. durch 
Gründung einer Landeswoh-
nungsbaugesellschaft unter-
stützen. Ebenso will man 
sich für eine Erhöhung von 
Baukostenzuschüssen ein-
setzen.

Bündnis 90/Die Grünen
Die Partei hält Bauen für die 
entscheidende Maßnahme, 
um den Bestand an öffentlich 
geförderten Wohnungen auf-
zustocken. Zugleich solle 
künftig als Planungsgrundla-

ge für eine Landeswohnungs-
baugesellschaft ein Monito-
ring über auslaufende 
Bindungen dienen. Hiermit 
soll festgestellt werden, wo 
neue Bindungen durch diese 
Gesellschaft zu schaffen sind.
Des Weiteren sollen Kommu-
nen ermutigt werden, kom-
munale Wohnungsbaugesell-
schaften mit hohem Bestand 
öffentlich geförderter Woh-
nungen zu gründen. Innen-
verdichtung und Aufsto-
ckung sollen Vorrang vor 
Ausweisung neuer Baugebie-
te haben. Maßnahmen des 
sozialen Wohnungsbaus sei-
en zu fördern und durch Bo-
denfonds zu stärken.

SSW
Das Land müsse den Kom-
munen in Schleswig-Holstein 
helfen, mehr öffentlich ge-
förderten Wohnraum zu 
schaffen. Die notwendigen 
Maßnahmen seien viel-
schichtig, etwa müsse ein 
Wohnraumschutzgesetz ver-
abschiedet werden, damit 
Kommunen bei widrigen 
Wohnverhältnissen sofort 

einschreiten können. Auch 
die Wiedereinführung einer 
Fehlbelegungsabgabe wird 
befürwortet, um durch diese 
Erträge neue Sozialwohnun-
gen zu schaffen. Zudem 
 müsse die Gründung kom-
munaler Wohnungsgesell-
schaften vom Land finanziell 
unterstützt werden. Schließ-
lich werde man sich dafür 
einsetzen, dass innovative 
Wohnkonzepte wie „Housing 
First“ zur Bekämpfung von 
Obdachlosigkeit politisch 
stärker vorangetrieben wer-
den.

AfD
Die Partei fordert sozialen 
Wohnungsbau als Gesamt-
konzept. Die Förderung kön-
ne nur über Steuervorteile 
für Investoren und Bauträger 
erfolgen. Die Bindungswir-
kung solle zehn bis 15 Jahre 
betragen. Außerdem sollten 
kleinere Wohnungen und 
kleinere Räume im sozialen 
Wohnungsbau die Baukosten 
drücken. Letztlich wird die 
Einführung einer Fehlbele-
gungsabgabe gefordert.
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2.  Welche Instrumente, neben der Bautätigkeit, streben 
Sie an, damit sich der Wohnungsmarkt wieder entspannt? 
Sind Sie bereit zur Wiedereinführung von Mietpreisbremse 
und Kappungsgrenzenverordnung?

SPD
Die SPD will den angespann-
ten Wohnungsmarkt durch 
die Wiedereinführung der 
Mietpreisbremse und der 
Kappungsgrenzenverord-
nung entspannen. Die Ver-
besserung der Mietpreis-
bremsenverordnung auf 
Bundesebene, durch eine In-
itiative der SPD (Bund), solle 
in Schleswig-Holstein ausge-
schöpft werden. Gleichzeitig 
sollen qualifizierte Mietspie-
gel die Transparenz auf Woh-
nungsmärkten erhöhen und 
Mieterhöhungen begrenzen. 
Kooperationen von Gemein-
den sollen diesbezüglich ge-
fördert werden.

Bündnis 90/Die Grünen
Halten die Abschaffungen 
der Mietpreisbremse und 
der  Kappungsgrenzenver-
ordnung für einen Fehler 
und wollen sich für eine Wie-
dereinführung der Verord-
nungen einsetzen.

SSW
Der SSW tritt hier für eine 
stärkere Bautätigkeit mit Fo-
kus auf den sozialen Woh-
nungsbau ein. Auch hier sei 

die finanzielle Unterstützung 
der Kommunen durch das 
Land bei der Gründung kom-
munaler Wohnungsunter-
nehmen wichtig. Ergänzend 
wolle man neue Förderpro-
gramme schaffen, die Kom-
munen Anreize geben, Woh-
nungsrenovierungen und 
-neubauten ganzheitlich, 
energieeffizient und genera-
tionengerecht zu planen. Es 
sei zudem bedauerlich gewe-
sen, dass die Mietpreisbrem-
se abgeschafft wurde, bevor 
sie habe wirken können. Die 
Abschaffung der Kappungs-
grenzenverordnung sei 
 unerträglich für Menschen 
mit geringem Einkommen 
gewesen. Das Wohnraum 
sich in einigen Regionen im-
mer mehr zum Luxusgut ent-
wickle, dürfe nicht sein.

AfD
Die AfD ist gegen die Wieder-
einführung der Mietpreis-
bremse und der Kappungs-
grenzenverordnung, da sich 
diese als untauglich erwiesen 
hätten. Es müsse stattdessen 
mehr und kleinteiliger ge-
baut und die Bauvorschriften 
vereinfacht werden.
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3.  Wie stehen Sie zu einer Verordnung nach § 250 Baugesetz-
buch? Wenn Sie den Erlass einer solchen Verordnung nicht 
befürworten, was sind Ihre Gründe?

SPD
Die SPD unterstützt den Er-
lass einer Verordnung nach 
§  250 BauGB, da dadurch 
 bedarfsgerechter und be-
zahlbarer Wohnraum erhal-
ten bleibe und Verdrängun-
gen von sozialen Gruppen 
aus einzelnen Quartieren 
verhindert werde.

Bündnis 90/Die Grünen
Die Partei sieht in einer 
 Verordnung nach § 250 Bau-
gesetzbuch einen Eingriff 
ins Eigentumsrecht und er-
achtet vor Erlass einer 
 Verordnung eine Interessen-
abwägung als notwendig. 
Zum Schutz vor Spekula-
tionen und Zweckentfrem-
dung soll ein Wohnraum-
schutzgesetz erlassen wer-
den.

SSW
Der SSW würde den Erlass 
 einer solchen Verordnung 
nicht forcieren, da die Partei 
nicht davon ausgeht, dass 
geltend gemachter Eigen-
bedarf der Vermieter nen-
nenswerten Einfluss auf den 
 Wohnungsmarkt habe.

AfD 
Lehnt eine solche mie  ter-
schützende Verordnung ab, 
da sie einen  unzulässigen 
 Eingriff in Vertragsfreiheit 
und Eigentumsgarantie dar-
stelle. Auch solle die Kündi-
gungsschutzfrist bei der Um-
wandlung von Wohnraum in 
Eigentum auf max. zwei Jah-
re verkürzt werden. Zudem 
solle Mietern der Eigentums-
erwerb durch Steuervorteile 
ermöglicht werden.

4.  Sind Sie bereit, sich für eine Nachrüstungspflicht von 
Kaltwasserzählern einzusetzen?

SPD
Die SPD sieht die Vorteile 
 einer gesetzlichen Einbau-
frist von Kaltwasserzählern, 
möchte dies jedoch in der an-
stehenden Legislaturperiode 
prüfen, da die Kosten für 
Zählermieten eventuell die 
Einsparungen in der Neben-
kostenabrechnung „auffres-
sen“ könnten.

Bündnis 90/Die Grünen
Sprechen sich gegen eine ge-
setzliche Frist für den Einbau 
von Kaltwasserzählern aus, 
da die Kosten noch auf Mie-
ter umgelegt werden können 
und mit Blick auf mehr anvi-
sierte Modernisierungen sich 
das Problem von selbst lösen 
werde.

SSW
Der SSW hält die jetzige Rege-
lung für ausreichend, wonach 
– ohne Frist zur Einbauver-
pflichtung – sukzessive Be-
standsbauten mit Kaltwasser-
zählern ausgerüstet werden.

AfD
Die Partei spricht sich für das 
Nachrüsten von Kaltwasser-
zählern im Wohnungsbe-
stand aus.  n
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Der Kieler Mieterverein lädt zu seiner Mitgliederversammlung 
am Donnerstag, den 16. Juni 2022, um 19.00 Uhr in das 
„Haus des Sports“, Winterbeker Weg 49, 24114 Kiel, ein.

Tagesordnung:
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Ehrung von Vereinsmitgliedern
3. Jahresbericht 2021
4. Kassenbericht 2021
5. Revisionsbericht 2021
6. Aussprache zu den Berichten
7. Entlastung des Vorstandes
8. Wahlen zweier Revisorinnen/Revisoren
9. Anträge
10. Verschiedenes

Auch in diesem Jahr soll die Treue unserer langjährigen 
 Mitglieder gewürdigt werden. Insofern bitten wir unsere 

 Mitglieder, die geehrt werden möchten, sich bis zum 3. Mai 
2022 bei uns zu melden.

Aufgrund der Coronapandemie und um entsprechende, 
 notwendige Vorkehrungen treffen zu können, bitten wir 
 Mitglieder, die an der Versammlung teilnehmen möchten,  
sich bis zum 20. Mai 2022 in unserer Geschäftsstelle 
 anzumelden. Bitte haben Sie für diesen Umstand  
Verständnis. Über eventuelle Hygieneregeln werden wir 
die Teilnehmenden rechtzeitig im Vorfeld informieren.

Zudem bitten wir Sie, Ihren Mitgliedsausweis mitzubringen,  
da er zugleich als Stimmkarte dient. Bewirtungsgutscheine 
werden wie immer vor der Versammlung ausgegeben.

Sollte aufgrund der Coronapandemie eine Präsenzveranstal-
tung nicht möglich sein, werden wir uns mit den  angemeldeten 
Mitgliedern unverzüglich in Verbindung setzen.

Der Vorstand

Kieler Mieterverein

Mitgliederversammlung 

SEPA-Formular.docx  2019 
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Liebe Mitglieder, 
 

zur Vereinfachung Ihrer Beitragszahlungen erteilen Sie dem Kieler Mieterverein e.V. doch bitte das  
SEPA-Lastschrift-Mandat mit beigefügtem Formular. 

 
 
 

DEUTSCHER MIETERBUND 
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DE57ZZZ00000026588 
 

Ich/wir ermächtige/n den Kieler Mieterverein e.V. Zahlung von meinem/unserem Konto mittels SEPA-Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise/n 
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